
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

Allg. Bedingungen für die Versorgung mit elektrischer 
Arbeit aus dem Niederspannungsnetz des Elektrizitäts­
versorgungsunternehmens

Wird der vom Elektrizitätsversorgungsuntemehmen einem 
Abnehmer gelieferte Strom von der Meßeinrichtung (Zähler) 
in der Weise gemessen, daß die Meßzahl des Zählers nur 
einen Bruchteil des gelieferten Stroms wiedergibt und 
diese zur Ermittlung des tatsächlichen Stromverbrauchs 
mit einem Multiplikator (Zählerkonstanten) vervielfacht 
werden muß, so ist die Nichtanwendung der Zählerkonstanten 
als Fehler in der Berechnung bei Messung der elektrischen 
Arbeit im Sinne des Abschnitts VI Nr. 4 AVB auch dann zu 
beurteilen, wenn diese Multiplikation durch eine EDV-An­
lage vorzunehmen und diese falsch programmiert worden 
ist (Ergänzung zum Senatsurteil vom 2. Juli 1959 - 
VIII ZR 85/58 = Allg. Beding, d. Elektr.-Versorg.-Unter­
nehmen Nr. 6).

BGH, Urt. v. 25. Oktober 1978 - VIII ZR 185/77 - OLG Hamm
LG Bochum
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 25. Oktober 1978 durch 
den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Richter Claßen, 
Dr. Hiddemann, Treier und Dr. Brunotte

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 20. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Hamm vom
1. Juni 1977 wird auf Kosten der Klägerin 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Beklagte bezieht seit 1969 für sein Wohnhaus 
und seine ärztliche Praxis von der Klägerin, einem in 
der Rechtsform der GmbH betriebenen kommunalen Versor­
gungsunternehmen, elektrischen Strom. Dem Vertragsver­
hältnis der Parteien liegen die Allgemeinen Bedingungen 
für die Versorgung mit elektrischer Arbeit aus dem Nie­
derspannungsnetz (im folgenden: AVB) zugrunde, die u.a. 
bestimmen:

»Abschnitt VI Nr. 4
Ergibt eine Prüfung der Meßeinrichtungen 
eine Überschreitung der Verkehrsfehler­
grenzen oder werden andere Fehler in der 
Berechnung festgestellt, so wird der zu­
viel oder zuwenig berechnete Betrag, je­
doch nicht über die Dauer des vorhergehenden
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Ablesezeitraumes, richtiggestellt, soweit 
die Auswirkung des Fehlers nicht mit Ge­
wißheit über einen größeren Zeitraum fest­
gestellt werden kann, jedoch keinesfalls 
über zwei Jahre hinaus.
Abschnitt VIII Nr. 4
Einwände gegen die Richtigkeit der Rechnun­
gen sind nur innerhalb 14 Tagen nach Zustel­
lung der Rechnung zulässig; sie berechtigen 
nicht zu Zahlungsaufschub oder -Verweigerung,

I!
* • « •

Gemäß dem Abschnitt II Nr. 1 AVB stellt die Kläge­
rin ihre Leistungen "zu den Preisen ihrer allgemeinen 
Tarife" zur Verfügung. Es besteht Einverständnis unter 
den Parteien, daß im vorliegenden Fall für die laufen­
den Stromlieferungen der Klägerin außer dem "Grundpreis" 
ein am konkreten Umfang der jeweiligen Lieferungen aus­
gerichteter "Arbeitspreis" vereinbart und periodisch zu 
zahlen ist.

Beim Beklagten ist ein sog. Wandlerzähler einge­
baut, der wegen des erhöhten Anschlußwertes nur 1/80 
der tatsächlich verbrauchten Strommenge anzeigt.

Für die Zeit vom 16. Oktober 1969 bis zum 
4. Juni 1970 berechnete die Klägerin dem Beklagten ins­
gesamt 4 766,78 DM, die dieser auch bezahlte. Sodann 
aber unterlief der Klägerin bei der Errechnung der 
verbrauchten Strommenge ein Fehler: Versehentlich 
unterblieb nach dem 4. Juni 1970 die Multiplikation 
der abgelesenen Kilowattstundenzahl mit der Zahl 80, 
so daß dem Beklagten für die Zeitspanne vom 4. Juni 1970 
bis zum 9. April 1975 nur 487,52 DM Arbeitspreis berech­
net wurde. Nach Aufdeckung des Irrtums forderte die
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Klägerin aufgrund ihrer 11 Nachberechnung” vom 8. April 1976 
für die genannte Zeit weitere 38 638,70 DM.

Mit der am 25. August 1976 zugestellten Klage hat 
die Klägerin Nachzahlungsforderungen für die Zeit vom 
4. Juni 1970 bis zum 6. April 1973 geltend gemacht 
(20 038,43 DM nebst 4 % Zinsen). Das Landgericht hat 
im Teilurteil vom 10. Oktober 1976 in Höhe von 
11 502,83 DM (Ansprüche für die Zeit vom 27« Novem­
ber 1971 bis zum 6. April 1973) der Klage stattgegeben, 
hinsichtlich des Restbetrages von 8 535,60 DM dagegen 
die Klage wegen Verjährung abgewiesen und ausgeführt: 
für die Verjährung gelte die Vierjahresfrist des 
§ 197 BGB, nicht die Zweijahresfrist nach § 196 Abs. 1 
Nr. 1 BGB; der Beklagte handele auch nicht arglistig, 
wenn er sich auf die Verjährung berufe.

Unter Abweisung der Anschlußberufung der Klägerin 
hat das Oberlandesgericht auf die Berufung des Beklag­
ten die Klage in vollem Umfang abgewiesen.

Mit ihrer Revision, um deren Zurückweisung der Be­
klagte bittet, erstrebt die Klägerin weiterhin Verurtei­
lung des Beklagten zur Zahlung von insgesamt 20 038,43 DM 
nebst Zinsen.
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Entscheidungsgründe

Die angefochtene Entscheidung hält der rechtlichen 
Nachprüfung stand.

I. Aus doppeltem Grunde hat das Berufungsgericht 
der Klägerin Nachzahlungsansprüche für die bis zum
6. April 1973 endenden Abrechnungszeiträume versagt:
Solche Ansprüche seien verjährt, weil nicht § 197 BGB, 
sondern § 196 Abs. 1 Nr. 1 BGB gegenüber dem Beklagten 
anwendbar sei; zudem seien Ansprüche der Klägerin durch 
die in Abschnitt VI Nr. 4 AVB getroffene Regelung aus­
geschlossen.

Wie nachstehend auszuführen ist, trägt jedenfalls 
die zweite Begründung des Berufungsgerichts die angefoch­
tene Entscheidung. Die Frage einer etwaigen Anspruchsver­
jährung bedarf deshalb keiner Klärung.

II. Der Senat hatte in seinem Urteil vom 12. Juli 1959 
- VIII ZR 85/58 (LM Allgemeine Bedingungen der elektrischen 
Versorgungsuntemehmen Nr. 6) über einen dem vorliegenden 
Fall im wesentlichen gleichgelagerten Sachverhalt zu be­
finden. Auch dort war das Zahlungsverlangen des Elektri- 
zitätsversorgungsunteraehmens darauf gestützt, daß die 
Vervielfachung der Zählermeßzahl mit einem bestimmten 
Multiplikator (der sogenannten Zählerkonstanten, dort:
200) versehentlich unterblieben und deshalb die ver­
brauchte Strommenge mehrere Jahre hindurch falsch be­
rechnet worden war.

1. Der Senat hat ausgeführt, daß Fehler dieser Art 
nicht nach Abschnitt VIII Nr. 4 AVB, sondern nach Abschnitt VI
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Nr. 4 AVB zu beurteilen sind. Daran ist festzuhalten. 
Abschnitt VIII AVB legt nur das bei Erhalt einer Rech­
nung zu beachtende Verfahren und die insoweit den Ab­
nehmer treffenden Pflichten fest (Zweiwochenfrist für 
die Beanstandung der einzelnen Rechnung; kein Recht 
auf Zahlungsaufschub, Zahlungsverweigerung oder Auf­
rechnung), während die Rechte beider Vertragsteile 
auf Richtigstellung von Meß- und Berechnungsfehlem 
materiell in Abschnitt VI Nr. 4 AVB geregelt sind. Die 
in Abschnitt VIII Nr. 4 AVB enthaltene, nur den Abneh­
mer treffende kurze Beanstandungsfrist steht somit dem 
Zahlungsverlangen der Klägerin nicht entgegen.

2. Im Senatsurteil vom 2. Juli 1959 ist mit ein­
gehender Begründung auch schon ausgeführt, daß die 
Nichtanwendung der sog. Zählerkonstanten bei der Er­
mittlung des tatsächlichen Stromverbrauchs als ein 
’’Fehler in der Berechnung” bei Messung der elektri­
schen Arbeit im Sinne des Abschnitts VI Nr. 4 anzu­
sehen ist. Auch daran ist festzuhalten. Hierbei kann 
es rechtlich keinen Unterschied machen, ob die Multi­
plikation der Meßzahl des Zählers durch ein mit dem 
Zähler verbundenes, als letzte Baustufe angeschlosse­
nes Gerät oder aber durch ein Sondergerät erfolgt, 
mit anderen Worten, ob das mit dem Zähler verbundene 
Multiplikationsgerät technisch versagt hat oder ob 
- wie unstreitig hier - die Programmierung der für 
die Multiplizierung der Zählermeßzahl verwendeten 
EDV-Anlage fehlerhaft war. Im einen wie im anderen 
Falle ist das Anliegen beider Parteien auf nachträg­
liche Richtigstellung des tatsächlichen Strombezugs 
und auf Berichtigung einer darauf beruhenden Berechnung 
des Arbeitspreises in dem durch Abschnitt VI Nr. 4 AVB 
festgelegten Ausmaß berechtigt.



-  7 -

Die Beschränkung der Anwendung der genannten Bestim­
mung der AVB auf Fehler beim eigentlichen Meßvorgang, also 
im oder am Zähler, findet im Wortlaut keine Stütze und 
kann im Gegensatz zur Auffassung der Revision aus der 
Überschrift des Abschnitts VI "Messung der elektrischen 
Arbeit” nicht hergeleitet werden.

3. Die Schwere des unterlaufenen Fehlers und dessen 
ständige Wiederholung während mehrerer Jahre kann aller­
dings, wie im Urteil vom 2. Juli 1959 schon ausgeführt 
wurde, Anlaß zur Prüfung geben, ob der zur Nachzahlung 
herangezogene Abnehmer treuwidrig handelt, wenn er sich 
auf die zeitliche Begrenzung seiner Nachzahlungspflicht 
beruft. Von einer den Grundsätzen von Treu und Glauben 
widersprechenden Ausnutzung des beim anderen Vertrags­
teil bestehenden Irrtums über den Umfang des Strombezugs 
und über die Höhe des dafür geschuldeten Arbeitspreises 
kann indes bei Abrechnungsvorgängen der hier in Rede ste­
henden Art allenfalls dann gesprochen werden, wenn der 
durch die Falschmessung oder Falschberechnung Begünstigte 
die ihm erteilten Rechnungen als sachlich falsch tatsäch­
lich erkennt. Davon geht auch das Berufungsgericht aus.
Es stellt aber fest, daß die mit der Erledigung der Strom­
rechnungen befaßte Bürokraft des Beklagten diese - im so­
genannten Abbuchungsverfahren bezahlten - Rechnungen un­
streitig lediglich abgelegt hat und daß die Klägerin 
nicht einmal behauptet hat, die Bürokraft habe die Un­
richtigkeit der Rechnungen erkannt. Für eine entsprechende 
Kenntnis des Beklagten ist - so das Berufungsgericht - 
ein Beweis nicht angetreten worden. Es ist daher nicht 
zu beanstanden, wenn das Berufungsgericht für die An­
wendung des § 242 BGB keine hinreichende tatsächliche 
Grundlage gesehen hat.
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III. Nach allem war die Revision der Klägerin 
auf ihre Kosten als unbegründet zurückzuweisen.

Braxmaier Claßen Dr. Hiddemann

Treier Dr. Brunotte
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